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An alle Medienpartner 

Pressemitteilung der SPD- Fraktion 

 

Zukunftssicherung 

SPD will Übernahme der Energieversorgung prüfen 

 
Die Konzessionsverträge der Stadt Barsinghausen für die Gasversorgung laufen im Jahr 2012, für 
die Stromversorgung im Jahr 2015 aus. „Jeweils 2 Jahre vor diesen Terminen, d.h. erstmals im 
Jahr 2010 sollen die Verhandlungen über einen eventuellen Neuabschluss vertragsgemäß 
beginnen“, erläuterte Sigurd Bienert, finanzpolitischer Sprecher der SPD- Fraktion dem SPD-
Ortsvereinsvorstand. Das Parteigremium tagte am vergangenen Montag in Sportheim in Groß 
Munzel und diskutierte die ersten Anträge zu Haushalt 2008. 
„Der Rat steht damit in absehbarer Zeit vor einer wichtigen Zukunftsentscheidung“, so Bienert. Um 
diese fundiert treffen zu können, will die SPD die Verwaltung auffordern dem Rat mehrere 
Alternativen zur Entscheidung vorzulegen, die eine Grundlage für die zu führenden Verhandlungen 
darstellen sollen. Zu den Alternativen soll die Übernahme der Energieversorgung durch die 
Stadtwerke Barsinghausen gehören. Für eine Machbarkeitsstudie stellt die SPD 50 000 € zur 
Verfügung. 
 
„Für eine Kommune ist es vordringlich im Bereich der elementaren Grundversorgung Einfluss auf 
die Versorgung zu haben, um eine gerechte Verfügbarkeit sicherstellen zu können“, stellt Kerstin 
Beckmann, Fraktionsvorsitzende der SPD im Rat der Stadt fest. Eine günstige Versorgung für die 
Bürgerin und den Bürger erhöhe die Attraktivität der Stadt Barsinghausen als Wohnstandort auf 
Dauer. 
 
Projekte bereits durchgeführter Rekommunalisierungen zeigten die Vorteile für die jeweilige 
Kommune auf, stellte Bienert klar und zeigte auf, dass allein durch die Umsatzsteuervorteile und 
das Kostendeckungsprinz auf Dauer bis zu 10% günstigere Angebote für die Endverbraucher 
dabei herausspringen könnten. „Vorteile, die es zumindest zu prüfen gilt“, so der finanzpolitische 
Sprecher der SPD. 
 

Barsinghausen, d. 22.1.2008 

 

 

gez. Kerstin Beckmann 


